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Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes (LSG) "An der " 

 

Auswertung der Anregungen und Bedenken aus dem Beteiligungsverfahren (TÖB- und Verbands- und Öffentlichkeitsbeteiligung) 

 

TÖB/ Einwender Empfehlungen für Änderungen/ Ergänzungen/ Einwendungen Bewertung 

Allgemeines- Leitungen 

EWE Netz GmbH Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentlicher Belange. 
 
Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich 
Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) 
grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder 
anderweitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und 
Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 
 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, 
wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort 
(Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die 
gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen 
bzw. -korridore für Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und 
Gasversorgungsleitungen gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m) mit ein. Weiterhin kann 
für die Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation einer 
Trafostation erforderlich sein. Für die Auswahl eines geeigneten Stationsplatzes (ca. 
6m x 4m) möchten wir Sie bitten, uns in weitere Planungen frühzeitig mit einzubinden. 
Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Versorgungskonzept 
umgesetzt wird oder im Schwerpunkt auf den Einsatz von fossilen Brennstoffen (z.B. 
durch Einsatz von Wärmepumpen o. ä.) verzichtet werden soll. 
 
Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger 
vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der 
Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 
 

Maßnahmen zur Unterhaltung- und 
Instandsetzung der bestehenden 
rechtmäßigen Anlagen sind 
freigestellt.  
 
 
 
 
 
 
Für eine neue Verlegung einer Leitung 
ist eine Befreiung zu beantragen. Die 
Verlegung von notwendigen Ver- und 
Entsorgungsleitungen erfolgt 
grundsätzlich im öffentlichen 
Interesse, so dass die Befreiung auch in 
Aussicht gestellt werden kann. 
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Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig 
zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes mit 
Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und 
Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirtschaftlichen 
Bedingungen wesentliche Faktoren. 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies kann 
im betreffenden Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu 
Veränderungen im zu berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser modernes Verfahren 
der Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen 
auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern 
jederzeit über die genaue Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen über 
unsere Internetseite: 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 
 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH 

Von unserer Seite bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen die Realisierung der 
Maßnahme. Durch die o.g. Planung werden die Belange der Telekom insofern berührt, 
da sich in dem betroffenen Bereich zwei Kupferkabel von uns zwischen der L124 und 
der Ortschaft Offensen befinden. Durch die Maßnahme muss gewährleistet bleiben, 
dass die erforderlichen Arbeiten zur Instandhaltung oder Erweiterung der Leitungen 
möglich sind, damit wir unserem Versorgungsaufrag nachkommen können.  
 

Maßnahmen zur Unterhaltung- und 
Instandsetzung der bestehenden 
rechtmäßigen Anlagen sind 
freigestellt.  
Für eine neue Verlegung einer Leitung 
ist eine Befreiung zu beantragen. Die 
Verlegung von notwendigen Ver- und 
Entsorgungsleitungen erfolgt 
grundsätzlich im öffentlichen 
Interesse, so dass die Befreiung auch in 
Aussicht gestellt werden kann. 

Gasunie Deutschland Transport 
Services GmbH 

vielen Dank für die Beteiligung im Rahmen der oben genannten Planungen. Wir 
nehmen wie  
folgt Stellung: 
 
Von dem oben genannten Vorhaben sind Erdgashochdruckleitungen/Kabel der von  
Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen betroffen. 
 

 
 
 
 
Es sind keine Maßnahmen geplant, 
welche die genannten Leitungen 
betreffen.  

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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Sämtliche Maßnahmen im Schutzstreifen der Erdgastransportleitung bzw. der Kabel  
sind in Anwesenheit eines Gasunie-Mitarbeiters durchzuführen. Dabei ist der  
zuständige Leitungsbetrieb bereits über Arbeiten im Näherungsbereich ab ca. 50 m  
zur Erdgastransportleitung bzw. zum Kabel zu informieren. 
 
Ein Gasunie-Mitarbeiter wird die Lage des Schutzstreifens ermitteln, kennzeichnen 
und die vor Ort tätigen Personen einweisen. Hierfür fallen keine Kosten an. Es ist 
jedoch unbedingt erforderlich, rechtzeitig, spätestens 5 Werktage vor Beginn jeglicher 
Maßnahmen im Schutzstreifenbereich, Kontakt zu folgendem Leitungsbetrieb 
aufzunehmen: 
 
Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 
Standort Eckel 
Vaenser Dorfstraße 45 
21244 Buchholz i. d. N. 
Tel.: 0 4181 / 3403-65 
 
Die Stellungnahme inklusive Pläne und Schutzanweisung ist auf der Baustelle  
vorzuhalten. 
 
Nachfolgende Auflagen sind zu beachten und unbedingt einzuhalten. 
 
Auflagen: 
 

 Wir stimmen der Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes zu.  

 Aus Sicherheitsgründen ist zu gewährleisten, dass der Schutzstreifen der 
Erdgastransportleitung bzw. des Kabels sowie die Stationen zur Durchführung 
von Überwachungs-, Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten jederzeit auch 
mit Baufahrzeugen uneingeschränkt zugänglich sind.  

 Der Schutzstreifen der Erdgastransportleitung bzw. des Kabels ist von 
Bäumen und Sträuchern dauerhaft freizuhalten.  

 Um einen sicheren Leitungsbetrieb gewährleisten zu können, sind wir 
verpflichtet, im Schutzstreifen natürlich wachsende Bäume und Sträucher 
(Aufschlag) im Rahmen der Leitungstrassenpflege zu entfernen.  

 Daher sind die mit der ordnungsgemäßen Überwachung, Unterhaltung und 
Gewährleistung der technischen Sicherheit der Erdgastransportleitung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterhaltung der vorhandenen 
Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
einschließlich des  
Freihaltens der Sicherheits- und 
Schutzstreifen von Gehölzbewuchs in 
der Zeit vom 01. Oktober  
bis 28. Februar des Folgejahres, ist 
freigestellt.  
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zusammenhängenden Maßnahmen gemäß Ihrer Satzung von den Verboten 
auszunehmen. 

Stadtwerke Zeven GmbH Vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen für das o.g. geplante 
Landschaftsschutzgebiet (LSG). Wir möchten Sie hiermit darauf hinweisen, dass 
innerhalb des geplanten Landschaftsschutzgebietes folgende Versorgungsleitungen 
der Stadtwerke Zeven GmbH verlaufen:  
Eine Erdgastransportleitung (Hochdruckleitung bis 16 bar) DN 200 Stahl sowie ein 
begleitendes Signalkabel (Steuerkabel). Die Leitungstrasse verläuft von Südwesten 
nach Nordosten durch das gesamte LSG in einer Länge von ca. 900 m entlang eines 
vorhandenen Waldweges. Entlang dieser Trasse dürfen keine Anlagen errichtet, keine 
wurzelnden Bäume gepflanzt oder sonstigen Maßnahmen vorgenommen werden, die 
den Bestand er Leitungen gefährden könnten. Laut § 4 „zulässige Handlungen“ des 
Verordnungsentwurfes zu o.g. LSG, unter Abs. (2), Pkt. 8 sind für die o.g. 
Versorgungsleitungen Unterhaltungsmaßnahmen, einschließlich des Freihaltens von 
Gehölzbewuchs im Schutzstreifen innerhalb des erlaubten Zeitraums, zulässig. Wir 
möchten Sie hiermit insbesondere darauf hinweisen, dass die 
Unterhaltungsmaßnahmen, die durch die Stadtwerke Zeven GmbH entlang der 
gesamten Leitungstrasse ausgeführt werden könnten, sowohl dringende 
unvorhergesehene Tiefbauarbeiten von kurzer Dauer, als auch unausweichliche 
Leitungssanierungen mit länger andauernden Erdbauarbeiten verursachen können.  
Aus Sicht der Stadtwerke Zeven GmbH, mit Berücksichtigung der o.g. Hinweise, 
bestehen grundsätzlich keine Bedenken gegen die Ausweisung als 
Landschaftsschutzgebiet „An der Mehde“.    

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Maßnahmen zur Unterhaltung- und 
Instandsetzung der bestehenden 
rechtmäßigen Anlagen sind 
freigestellt.  
 

Samtgemeinde Zeven  In §3 der Verbote ist geregelt, dass das Verlegen von Leitungen etc. verboten ist. In 
diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass zu der direkt angrenzenden 
Kläranlage der Samtgemeinde Zeven als auch des Naturbades (Freibad) der Stadt 
Zeven in der Vergangenheit zahlreiche Ver- und Entsorgungsleitungen (auch SW-
Druckleitung) durch das geplante Landschaftsschutzgebiet verlegt worden bzw. auch 
in Zukunft zu verlegen sind. Aus diesem Grund bitte ich den Leitungsbau für die Stadt 
Zeven und der Samtgemeinde Zeven auf deren Grundstücken als auch auf 
Grundstücken Dritter freizustellen.   
 
Ich bitte aus den o.g. Gründen  

 Das Verlegen von Ver- und Entsorgungsleitungen für die Stadt Zeven und 
Samtgemeinde Zeven grundsätzlich freizustellen  

Für eine neue Verlegung einer Leitung 
ist eine Befreiung zu beantragen. Die 
Verlegung von notwendigen Ver- und 
Entsorgungsleitungen erfolgt 
grundsätzlich im öffentlichen 
Interesse, so dass die Befreiung auch in 
Aussicht gestellt werden kann.  
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Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie  

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben 
folgende 
 
Hinweise: 
Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 
Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen erdverlegte 
Gashochdruckleitungen bzw. Rohrfernleitungen. Bei diesen Leitungen sind 
Schutzstreifen zu beachten, die von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 
Pflanzenbewuchs frei zu halten sind. Bitte beteiligen Sie den aktuellen 
Leitungsbetreiber direkt am Verfahren, damit ggf. erforderliche 
Abstimmungsmaßnahmen (genauer Leitungsverlauf, Breite des Schutzstreifens 
etc.) eingeleitet werden können. Der Leitungsbetreiber kann sich ändern, ohne dass 
es eine gesetzliche Mitteilungspflicht gegenüber dem LBEG gibt. Wenn Ihnen aktuelle 
Informationen zum Betreiber bekannt sind, melden Sie diese bitte an 
Leitungskataster@lbeg.niedersachsen.de. Weitere Informationen erhalten Sie hier. 
Die beim LBEG vorliegenden Daten zu den betroffenen Leitungen entnehmen Sie bitte 
der nachfolgenden 
Tabelle: 

 
 
Wenn die Beteiligung der Leitungsbetreiber bereits im Rahmen früherer 
Planungsverfahren durchgeführt wurde und zwischenzeitlich keine Veränderung des 
Leitungsverlaufs erfolgte, ist die Erfordernis einer erneuten Beteiligung der 
genannten Unternehmen durch die verfahrensführende Behörde abzuwägen. 
 
Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS®Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen 
ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. 

 
 
 
 
 
Maßnahmen zur Unterhaltung- und 
Instandsetzung der bestehenden 
rechtmäßigen Anlagen sind 
freigestellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es sind keine Baumaßnahmen im Zuge 
der LSG-Ausweisung geplant.  
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einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundungen/-
untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der 
DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen.  
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren 
Hinweise oder 
Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu 
können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. 
Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch 
erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach 
weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Allgemeines- umliegendes Gewerbe  

IHK Stade Vielen Dank für die Beteiligung am o. a. Verfahren. Planverfahren. Mit der 
vorliegenden Planung ist beabsichtigt, das Landschaftsschutzgebiet "An der Mehde" 
in der Stadt Zeven auszuweisen. Als Träger öffentlicher Belange vertritt die Industrie- 
und Handelskammer Stade für den Elbe-Weser-Raum das wirtschaftliche 
Gesamtinteresse der zugehörigen Gewerbetreibenden.  
 
Wir setzen uns für wirtschaftliches Wachstum im Einklang mit den Zielen des 
Umweltschutzes ein. Die Unternehmen haben längst erkannt, dass eine intakte 
Natur und Umwelt ein wichtiger Standortfaktor für unsere Region ist. Damit 
wirtschaftliches Wachstum möglich ist, sollten jedoch zusätzliche Restriktionen für 
Gewerbebetriebe vermieden werden. Neben der Schaffung von Freiräumen für 
Natur und Umwelt müssen auch weiterhin Entwicklungsräume für ein 
wirtschaftliches Wachstum bereitgestellt werden. Die Wirtschaft leistet ihren Beitrag 
für den Umweltschutz, denn trotz wachsender Produktion sinken die Belastungen 
für die Umwelt.  
 
In einem Umkreis von 500 m Entfernung zu den Grenzen des geplanten 
Landschaftsschutzgebietes (LSG) befinden sich ca. 9 unserer Mitgliedsunternehmen 
aus verschiedenen Branchen. Ein Großteil der Betriebe sind Kleingewerbetreibende 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Bereits genehmigte 
Anlagen sind von der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung 
(LSG-VO) unberührt. Die außerhalb des 
LSG befindlichen Bereiche werden 
ebenfalls grundsätzlich nicht berührt. 
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(„KGT“). Nachträgliche Einschränkungen sowie Beschränkungen des 
Weiterentwicklungsspielraumes der Unternehmen sollten vermieden werden. Für 
eine genaue Analyse oder Kontaktaufnahme etwaig betroffener Unternehmen 
bieten wir unsere Unterstützung an. 
 
Ebenfalls bitten wir zu beachten, dass das geplante LSG von einer im Regionalen 
Raumordnungsprogramm des Landkreises Rotenburg (Wümme) als Vorranggebiet 
(VR) festgelegten Rohrfernleitung (Gas) gekreuzt wird. Die gewerbliche Wirtschaft ist 
darauf angewiesen, gerade vor dem Hintergrund der Beendigung der Atom- und 
Kohlestromproduktion und der aktuellen weltpolitischen Lage sowie der damit 
verbundenen Veränderungen hinsichtlich der Energieversorgung Deutschlands, dass 
die Energieversorgung sichergestellt ist. Aus diesem Grund sollte die benannten 
Infrastruktur durch die vorliegende Verordnung nicht eingeschränkt werden. Dieses 
könnte jedoch im Konflikt zu den Verboten in § 3 Abs. 1 Nr. 11, 12 und 15 stehen. 
Ebenso wird das Gebiet von einem VR Sonstige Eisenbahnstrecke gekreuzt, die ggf. 
für den wirtschaftlichen Güterverkehr wichtig ist. Auch hier sollten Einschränkungen 
vermieden werden. Wir regen daher an, die jeweiligen Betreiber ebenfalls zu 
beteiligen und von dort vorgetragene Anregungen und Bedenken zu 
berücksichtigen. 
 

 
 
 
 
 
Für eine neue Verlegung einer Leitung 
ist eine Befreiung zu beantragen. Die 
Verlegung von notwendigen Ver- und 
Entsorgungsleitungen erfolgt 
grundsätzlich im öffentlichen 
Interesse, so dass die Befreiung auch in 
Aussicht gestellt werden kann. 

Schutzzweck 

Anglerverband Niedersachsen  Wir begrüßen im Grundsatz die geplante naturschutzrechtliche Sicherung der 
Mehde als Landschaftsschutzgebiet.  

Hinsichtlich der geplanten und naturschutzfachlich gebotenen Sicherung und 
Entwicklung des Fließgewässers Mehde ist der Verordnungsentwurf aber extrem 
ambitionslos und entspricht nicht den sich aus vielfältigen naturschutzfachlichen 
sowie naturschutz- und wasserrechtlich gebotenen Rahmenbedingungen 
ergebenden Anforderungen. Es scheint so, dass hier das Vorhandensein eines 
aquatischen und die Landschaft maßgeblich prägenden Lebensraumes durch die 
Verordnung leider weitgehend ausgeblendet wird. 

 Die Mehde ist Bestandteil des kohärenten Gewässersystems der Oste und 
potentieller/tatsächlicher Lebensraum gefährdeter und schutzwürdiger 
(Fisch-)Arten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufnahme in den Schutzzweck: „die 
Entwicklung der Aue Mehde als 
naturnahes ökologisch durchgängiges 
Fließgewässer mit natürlicher 
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> Fische und Gewässer als prägende Elemente des Naturraums werden im Entwurf 
des LSGs faktisch nicht behandelt. 

 Die Mehde ist Lebensraum und Fortpflanzungshabitat der nach Anh. II der 
FFH-RL geschützten und in der Nds. Artenschutzstrategie als prioritär zu 
schützende Arten eingestuften Bachneunaugen (Lampetra planeri, RL Nds. 
3)  und Flussneunaugen (Lampetra fluviatilis, RL Nds. 2). Im Bereich der 
Bahnbrücke befindet sich zudem ein nach § 44 (1) BNatSchG geschützter 
Laichplatz von Bach- und Flussneunaugen. Zahlreiche andere Abschnitte der 
Mehde sind Lebensraum der Neunaugenlarven (sog. Querder), die 
eingegraben im Grund des Baches leben. Auch diese Gewässerabschnitte 
unterliegen den Schutzanforderungen des § 44 (1) BNatSchG.   

> Die besonderen Anforderungen zu Schutz und Entwicklung des 
Neunaugenbestandes werden im Entwurf des LSGs nicht behandelt. 

 Der gewässerökologische Zustand der Mehde ist aktuell und vor dem 
Hintergrund der EG-WRRL stark verbesserungsbedürftig:  Auszug aus dem 
Wasserkörperdatenblatt Stand (Dezember 2016 30071 Mehde-Aue - 
https://www.umweltkarten-
niedersachsen.de/Download_OE/WRRL/WKDB_HE/30071_Mehde_Aue.pdf) 
:  

„Der WK Mehde-Aue erreicht nicht das gute ökologische Potenzial, dies gilt für alle 
untersuchten biologischen Qualitätskomponenten. Die Mehde-Aue ist geprägt durch 
den begradigten, geradlinigen Gewässerlauf. Die Strukturarmut ergibt sich zusätzlich 
durch die einheitliche, eingetieft Querschnittsgestaltung, meist fehlende Ufergehölze, 
z.T. den Uferverbau und Sohlabstürze. Die Strukturgüte entspricht überwiegend der 
Klasse 6 (sehr stark verändert), vereinzelt der Klasse 5 und im Zevener Waldabschnitt 
der Klasse 4 (deutlich verändert). Im gesamt Verlauf sind noch Verbesserungen der 
Wasserbeschaffenheit (Nährstoffeinträge, Sandeinträge) notwendig. Ansonsten sind 
vor allem Maßnahmen zur strukturellen Aufwertung im Gewässerlängs- und -
querschnitt erforderlich. Dazu gehören: Einrichtung von Gewässerrandstreifen, 
Zulassen/Initiieren eigendynamischer Gewässerentwicklungen, standorttypischer 
Ufergehölze, Totholz, evtl. Einbringen von Kies. In Bezug auf die Durchwanderbarkeit 
des Gewässers ist zu prüfen, welchen Abstürze noch umzugestalten sind bzw. ob die 

Fischfauna, flutender 
Wasservegetation und 
gewässerbegleitenden 
Gehölzbeständen mit Bedeutung als 
Lebensraum für Bachneunauge, 
Flussneunauge und Fischotter“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Download_OE/WRRL/WKDB_HE/30071_Mehde_Aue.pdf
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Download_OE/WRRL/WKDB_HE/30071_Mehde_Aue.pdf
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vorhanden Sohlgleiten ihre Funktion erfüllen. Weitere Hinweise zur 
Gewässerentwicklung sind im "GEPL Oste" aufgeführt, der auch den Unterlauf der 
Mehde-Aue von Zeven bis zur Mündung mit betrachtet“.  

> Im Verordnungsentwurf finden sich keine Regelungen und Zielsetzungen, die 
diesen (naturschutzfachlich relevanten!) gewässerökologisch und strukturell 
erheblich beeinträchtigten Zustand der Mehde thematisieren. Die Regelungen zur 
Gewässerunterhaltung sind nach u. E. nicht geeignet, hier signifikante 
Verbesserungen und Entwicklungen zu erzielen, sondern fokussieren i. W. auf 
Vermeidungsmaßnahmen bzw. auf eine Zementierung des fragwürdigen Status Quo 
der Gewässerunterhaltung, die nach wie vor maßgeblich zum schlechten Zustand 
der Mehde beiträgt. 

 Im Landschaftsrahmenplan des LK ROW werden für die Fließgewässer des 
vorher bestehenden LSG ROW 121 folgende Handlungsempfehlungen für 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen formuliert, die klar über das 
Ambitionsniveau des LSG-Entwurfes hinausgehen: „Entwicklung / 
Wiederherstellung naturnaher Fließgewässer oder Gewässerabschnitte mit 
Gewässerrandstreifen Wiederherstellung der ökologischen Durchgängigkeit 
(überregionale Wanderroute des Fischotters)“.  

> Diese naturschutzfachlichen Empfehlungen Ihres eigenen Hauses finden sich in 
ihrem Verordnungsentwurf leider nicht wieder. 

Auch wenn die Mehde kein Bestandteil der Natura2000-Kulisse ist, halten wir es für 
geboten, den Verordnungsentwurf um folgende Regelungsinhalte und Zielvorgaben 
zu ergänzen: 

 § 2 (2) Ergänzung der Entwicklungsziele des LSG; Vorschlagstext: „Die 
Erklärung zum NSG bezweckt insbesondere ….  die Erhaltung und 
Entwicklung von naturnahen ökologisch durchgängigen Fließgewässern mit 
Gewässerrandstreifen einschließlich Altwässern mit ihrer natürlichen 
Fischfauna, flutender Wasservegetation, naturnahen Uferzonen, Röhrichten, 
Seggenriedern, Uferhochstaudenfluren und gewässerbegleitenden 
Gehölzbeständen mit Bedeutung als Lebensraum u.a. für Fischotter, Bach- 
und Flussneunauge und die Grüne Flussjungfer.“ 

 
 
 
 
Aufnahme des Entwicklungsziels in die 
Begründung: „Entwicklung der Aue 
Mehde als naturnahes ökologisch 
durchgängiges Fließgewässer mit 
natürlicher Fischfauna, flutender 
Wasservegetation und 
gewässerbegleitenden 
Gehölzbeständen mit Bedeutung als 
Lebensraum für Bachneunauge, 
Flussneunauge und Fischotter“ 
Zusätzlich werden folgende 
Maßnahmen zur Umsetzung des 
Entwicklungsziels in der Begründung 
formuliert:  
 Betretensregelung 
 Regelungen zur Freizeitnutzung  
 Regelungen zur Bewirtschaftung 

von angrenzenden 
landwirtschaftlich genutzten 
Flächen (z. B. Uferrandstreifen) 

 Keine weitere Entwässerung 
 Ggf. Optimierung des 

Wasserhaushalts 
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Karten 

Samtgemeinde Zeven  Aus der Verordnungskarte geht hervor, dass der Landkreis explizit auch die 
Wirtschaftswege der Stadt Zeven unter Schutz stellen möchte. Dem §2 Schutzzweck 
des Verordnungsentwurfes ist m.E. kein sachlicher Grund neben dem Schutz von 
Lebensstätten bzw. der Ruhe des LSG´s zu entnehmen, der die Unterschutzstellung 
der Wirtschaftswege mit ihren speziellen Funktionen als Teil des 
Landschaftsschutzgebietes erforderlich macht. Es liegt demnach kein besonderer 
Schutzbedarf bzw. keine besondere Würdigkeit vor.   

 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte aus den o.g. Gründen  

 die Wirtschaftswege aus der Verordnungskarte heraus zu nehmen,  

Generell handelt es sich um einen 
wenig befestigten Waldweg, der nicht 
für den öffentlichen Verkehr gewidmet 
ist und direkt durch den Waldbereich 
führt. Der starke Ausbau bzw. eine 
Befestigung mit 
wasserundurchlässigem Material 
würde dem Schutzzweck 
zuwiderlaufen.  
Der nördlich an das LSG angrenzende 
Weg wurde in den Geltungsbereich des 
LSG aufgenommen, da die Abgrenzung 
direkt an das NSG „Ostetal mit 
Nebenbächen“ anschließt und somit 
eine Pufferwirkung erfüllt.   
 
In der Verordnung ist auch allgemein 
kein Betretensverbot normiert. Daher 
bleiben die Wege im Geltungsbereich 
der Verordnung. 

Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen 

Wir bitten um Sicherstellung, dass die Grenzverläufe der Flächen der beiliegenden 
Karten für Bewirtschafter, Eigentümer, Bürger und Bediensteter öffentlicher Stellen 
im Hinblick auf die Rechtssicherheit der Anwendung der Verordnungsinhalte vor Ort 
nachvollziehbar und eindeutig erkennbar sind.  

Die LSG-Grenze wurde größtenteils auf 
vorhandene Flurstückgrenzen gelegt 
oder an markante 
Landschaftsbestandteile wie Gräben, 
Wege und Nutzungsgrenzen 
angepasst. Die Grenzen sind somit vor 
Ort nachvollziehbar. 
 

Verbote § 3 Satz 2 Nr. 1 – Hunde unangeleint laufen zu lassen  

Aktion Fischotterschutz Neben der Befreiung von Jagdhunden im Jagdeinsatz von der Leinenpflicht sollten 
auch Rettungshunde und Hütehunde im Einsatz davon befreit werden. 

Das Verbot wird folgendermaßen 
erweitert: 
Insbesondere werden folgende 
Handlungen untersagt 
1. Hunde unangeleint laufen zu lassen, 
sofern dies nicht im Rahmen der 
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ordnungsgemäßen Jagdausübung 
geschieht, dem Herdenschutz dient 
oder der Hund als Rettungshund, 
Hütehund oder Diensthund eingesetzt 
wird. 
In der Begründung wird ergänzt: Für 
Hunde, die im Einsatz als Hüte- oder 
Herdenschutzhund oder Diensthund 
sind, gilt das Anleingebot nicht. Ebenso 
wenig für Jagd- und Rettungshunde. 
Die Hundeausbildung im Allgemeinen 
unterliegt dem Verbot. Soweit der 
Jagdausübungsberechtigte im NSG 
eigene Jagdhunde ausbildet, unterliegt 
die Ausbildung der Freistellung gemäß 
§ 4 Abs. 4 der Verordnung, weil die 
Ausbildung von Jagdhunden unter die 
ordnungsgemäße Jagdausübung fällt.  
 

Verbote § 3 Satz 2 Nr. 2 – Verkehrssicherheit  

Samtgemeinde Zeven  In §4 „Zulässige Handlungen“ Abs. 2 Nr. 2 ist die Beseitigung verkehrsgefährdender 
Zustände nur in der Zeit vom 01.10 bis 28.02 zulässig ist. Diese Regelung ist 
praxisfern und entspricht nicht dem Grundsatz der ordnungsgemäßen Nutzung von 
Wegen. Unklar ist zudem die Abgrenzung zu §4 Abs. 2 Nr. 10 „unaufschiebbare 
Maßnahmen zur Herstellung der Verkehrssicherheit“. Daher sollte aus Gründen der 
Klarheit die Verkehrssicherheit grundsätzlich freigestellt werden um Unklarheiten in 
Bezug auf die Verkehrssicherheit zu vermeiden. In diesem Zusammenhang möchte 
ich zudem darauf hinweisen, dass es sich hier um sehr intensiv genutzte Wege 
(Arbeitswege und Freizeitwege) handelt, die u.a. auch von vielen Fahrradfahrern 
genutzt werden. Diese Wegeverbindungen sind darüber hinaus Bestandteil des 
Jakobsweges, der Klosterroute, der Mühlenroute und des Mönchsweges sowie 
Zugang zu der Brücken Heidjerbrücke, Oste und Mehdebrücke Brauel.  

Ich bitte aus den o.g. Gründen  

In §4 Abs. 2 Nr. 10 ist geregelt, dass 
unaufschiebbare Maßnahmen zur 
Herstellung der Verkehrssicherheit 
jederzeit zulässig sind. Sollten die 
Maßnahmen aufschiebbar sein, sind 
sie in der Zeit vom 01.10 bis 28.02 
durchzuführen. Insoweit erfolgt keine 
abweichende Regelung von § 39 
Absatz 5 BNatSchG, den die 
Samtgemeinde bereits jetzt einhalten 
muss. Die Aufnahme dient vielmehr 
der Klarstellung. 



12 
 

 die grundsätzliche Freistellung zur Herstellung der Verkehrssicherheit.  

Freistellungen § 4 Abs. 4 – Jagd und Fischerei  

Aktion Fischotterschutz Zum Schutz des Fischotters sollte auf die Fallenjagd unmittelbar am Gewässer 
innerhalb der unmittelbaren Wanderkorridore (= Randstreifen) verzichtet werden 
bzw. nur lebend fangende Fallensysteme mit elektronischen Fangmeldefunktionen 
erlaubt sein, die bei Fangmeldung aus tierethischen Gründen unmittelbar zu 
kontrollieren sind (Problematik Fallenjagd/ Tierschutz). 

 

Aus Gründen des Fischotterschutzes als auch des Kleinfischschutzes sollte die 
Reusenfischerei im Rahmen sogenannter privater Hobbyfischerei nicht erlaubt sein, 
weil existenziell nicht notwendig. Mindestens sind ottergerechte Fangvorrichtungen 
zu verwenden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Folgender Passus wird in der 
Verordnung ergänzt:  
Freigestellt ist die Fallenjagd mit 
Lebendfallen und selektiv fangenden 
Totschlagfallen, die den Fischotter 
nicht gefährden.  
 
 
Die fischereiliche Nutzung wird 
folgendermaßen eingeschränkt:  
 
Freigestellt ist die ordnungsgemäße 
fischereiliche Nutzung inklusive Hege 
der Fließgewässer und  
der Teiche durch den jeweiligen 
Fischereiberechtigten nach folgenden 
Vorgaben 
1. Ausübung der Fischerei nur unter 
größtmöglicher Schonung der 
natürlich vorkommenden 
Wasser- und Schwimmblattvegetation 
sowie des natürlichen Uferbewuchses,  
2. ohne Einrichtung fester Angelplätze 
und ohne Schaffung neuer Pfade, 
3. für die Reusenfischerei sind nur 
Reusen erlaubt, die mit einem 
Ottergitter ausgestattet sind,  
dessen Einschwimmöffnungen eine 
lichte Weite von 8,5 cm nicht 
überschreiten oder die  
Fischottern die Möglichkeit zur Flucht 
bieten (z.B. spezielle Reusen mit 
Gummireißnaht oder  
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Wildfütterungen sind nur in Notzeiten, die von der Jagdbehörde festgesetzt werden, 
erlaubt. Nur in diesen Fällen sollte dieses in Absprache mit der UNB bezüglich der 
Standortwahl erfolgen (Vermeidung unnötiger Wildkonzentration). Kirrungen in und 
an Gewässern sollten untersagt werden (Gewässerbelastung, Förderung von 
Wanderrattenbefall/ Problem beim Gelegeschutz von Bodenbrütern). Bei der 
Bewirtschaftung von Wildäckern und Hegebüschen ist auf die Verwendung von 
standorttypischem, regionalem und zertifizierten Saat- und Pflanzgut zu achten. 

Feder-Metallbügeln). 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
  

Anglerverband Niedersachsen   § 4 - Freistellungen: Im § 4 (4) ist die Ausübung der Jagd weitgehend 
freigestellt. Ausführungen zur fischereilichen Nutzung finden sich dagegen 
nicht. Wir gehen davon aus, dass die ordnungsgemäße fischereiliche 
Nutzung und Hege ebenfalls von den allgemeinen Verboten der Verordnung 
freigestellt ist. Alternativ schlagen wir folgende Formulierung vor: 
„Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung inklusive Hege 
der Fließ- und Stillgewässer durch den jeweiligen Fischereiberechtigten.“ . 
Hilfsweise sollte in der Begründung zur Verordnung die Freistellung der 
fischereilichen Nutzung und Hege formuliert werden. 

Die fischereiliche Nutzung wird 
folgendermaßen freigestellt:  
 
Freigestellt ist die ordnungsgemäße 
fischereiliche Nutzung inklusive Hege 
der Fließgewässer und  
der Teiche durch den jeweiligen 
Fischereiberechtigten nach folgenden 
Vorgaben 
1. Ausübung der Fischerei nur unter 
größtmöglicher Schonung der 
natürlich vorkommenden 
Wasser- und Schwimmblattvegetation 
sowie des natürlichen Uferbewuchses,  
2. ohne Einrichtung fester Angelplätze 
und ohne Schaffung neuer Pfade, 
3. für die Reusenfischerei sind nur 
Reusen erlaubt, die mit einem 
Ottergitter ausgestattet sind,  
dessen Einschwimmöffnungen eine 
lichte Weite von 8,5 cm nicht 
überschreiten oder die  
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Fischottern die Möglichkeit zur Flucht 
bieten (z.B. spezielle Reusen mit 
Gummireißnaht oder  
Feder-Metallbügeln). 

Freistellungen § 4 Abs. 5 -Landwirtschaft 

Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen 

Zum vorliegenden Entwurf der Verordnung nehmen wir als Träger des öffentlichen 
Belanges Landwirtschaft im Folgenden Stellung.  

Der Landkreis Rotenburg (Wümme) beabsichtigt die Ausweisung des 
Landschaftsschutzgebiets „An der Mehde“. Der Anlass zur Ausweisung des LSG 
besteht in der Schutzwürdig- sowie Schutzbedrüftigkeit des Gebietes, welches als 
angrenzendes Gebiet zum Naturschutzgebiet „Ostetal mit Nebenbächen“ zu 
schützen ist. Das LSG liegt in der naturräumlichen Einheit „Zevener Geest“ im 
Naturraum „Stader Geest“ und befinden sich südlich des Naturschutzgebietes 
„Ostetal mit Nebenbächen“ bei Offensen und nordöstlich der Stadt Zeven 
(Samtgemeinde Zeven) im Landkreis Rotenburg (Wümme). Das Schutzgebiet umfasst 
eine Fläche von ca. 53 ha.  

Landwirtschaftliche Belange  

Durch die vorliegende Verordnung sind beschränkende Bewirtschaftungsauflagen 
für die in den o.g. Gebieten gelegenen landwirtschaftlichen Nutzflächen vorgesehen. 

Grundsätzlich begrüßen wir die von den Verboten freigestellten Handlungen zur 
landwirtschaftlichen Bodennutzung und die mit der Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Flächen einhergehenden, freigestellten Handlungen. Dennoch 
ist festzustellen, dass die Bewirtschaftungsauflagen auch unter der Berücksichtigung 
der Freistellungen die derzeitige landwirtschaftliche Nutzung einschränken. 

Wir begrüßen die Regelung, dass die zuständige Naturschutzbehörde nach 
vorheriger Abstimmung im Einzelfall Ausnahmen von Nr. 1 und Nr. 2 zulassen kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitergehende Einschränkungen sind 
nur auf bereits gemäß § 30 BNatSchG 
i. V. m. § 24 NNatSchG geschützten 
Flächen (Seggen-, binsen- oder 
hochstaudenreiche Nasswiese) 
einzuhalten, die bereits ohne weitere 
Unterschutzstellung nicht zerstört 
werden dürfen. Dies wird durch die 
Regelungen in der LSG-VO 
sichergestellt. 

Aktion Fischotterschutz Die Aue-Mehde ist als für die besonders geschützte FFH-Art Fischotter ein 
bedeutendes Gewässer, wie entsprechende Nachweise auf Vorkommen belegen. 
Insofern sind die Schutzmaßnahmen u.a. auch darauf auszurichten. So sollten 
deckungsreiche Gewässerrandstreifen ausreichender Dimension eine ungestörte 

Die Vorgaben des § 58 NWG gelten 
unabhängig von der LSG-VO. 
Zusätzlich ist geregelt, dass der 
Uferrandstreifen von 1 Meter 
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Wanderung des Fischotters und anderer Arten ermöglichen (Biotopverbund). 
Insofern ist eine Mahd der Uferrandstreifen bis auf 1 m Breite problematisch und 
sollte, wenn überhaupt, nur mehrjährlich abschnittsweise erfolgen. Für Gewässer 3. 
Ordnung sind Randstreifen von 1 m vorgeschrieben. Laut § 58 des 
"Niedersächsischen Wegs" (NWG) gilt das nur für Gemeinden mit einer hohen 
Gewässerdichte, ansonsten gilt eine Breite von 3 m. Der Planungsbereich gehört laut 
entsprechendem Verzeichnis nicht zu den betroffenen Gemeinden. 

vollständig ungenutzt bleibt. Die 
Verwendung von Düngemittel und 
Pflanzenschutzmitteln ist lediglich 
beim Einsatz von abdriftmindernder 
Technik bis auf einen Meter an die 
Gewässer erlaubt. Ansonsten ist ein 
Abstand von 5 Metern einzuhalten. 

§ 10 – Bestehende behördliche Genehmigungen  

Samtgemeinde Zeven  Die Flurstücke der Stadt Zeven in der Gemarkung Brauel sind teilweise mit 
Kompensationsmaßnahmen belegt bzw. werden als Flächen für 
Kompensationsmaßnahmen bereitgehalten. Ich bitte dieses bei ihren Festsetzungen 
zu berücksichtigen  

Bestehende 
Kompensationsmaßnahmen fallen 
unter den Passus: „Bestehende 
behördliche Genehmigungen, 
Erlaubnisse oder sonstige 
Verwaltungsakte bleiben unberührt“. 
Geplante Kompensationsmaßnahmen 
können insofern umgesetzt werden, 
wenn sie dem Schutzzweck nicht 
zuwiderlaufen.   

Begründung  

Samtgemeinde Zeven  Sie haben uns mit ihrem Schreiben vom 30.05.2023 die Möglichkeit gegeben eine 
Stellungnahme zur Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „An der Mehde“ 
abzugeben.  

Die Stadt Zeven als auch die Samtgemeinde Zeven sind mit zahlreichen Flurstücken 
von der LSG-Ausweisung betroffen.  

Eigentum Stadt Zeven:  
Gemarkung Zeven Flur 2 Flurstück 684; 
Gemarkung Brauel Flur 3 Flurstück 148/2; 
Gemarkung Brauel Flur 3 Flurstück 168/20  
Gemarkung Brauel Flur 3 Flurstück 147  
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Eigentum Samtgemeinde Zeven:  
Gemarkung Zeven Flur 2 Flurstück 1/2  
Gemarkung Zeven Flur 2 Flurstück 2/7  

Als Eigentümer und Nutzer verschiedener direkt betroffener Flächen sowie als 
Nutzer anderer Flächen gebe ich folgende Stellungnahme ab:  

In der Begründung im Kap. 2.3 wird beschrieben, dass neben dem Landkreis auch 
der Anstalt Niedersächsische Landesforsten nur private Flächen betroffen seien. Aus 
der o.g. Aufstellung ist zu entnehmen, dass die Stadt Zeven als auch die 
Samtgemeinde Zeven mit zahlreichen Flächen und Nutzungen betroffen ist.  

 
 
 
Aufgrund von veralteten 
Flurstücksdaten, wurden nicht alle 
Flurstücke der Gemeinde Zeven 
angesprochen.   
Der betreffende Passus in der 
Begründung wird wie folgt ergänzt: 
„Im Südwesten des LSG sind einige 
Flächen der Samtgemeinde Zeven bzw. 
der Stadt Zeven angesiedelt, welche 
insgesamt eine Größe von ca. 4,3 ha 
umfassen.“ 
 

Niedersächsischen 
Landesforsten  

Die Niedersächsischen Landesforsten (NLF) haben im Rahmen eines gemeinsamen 
Gesprächs eine umfangreiche Stellungnahme bezüglich der Begründung zum 
Landschaftsschutzgebiet „An der Mehde“ abgegeben. Im Rahmen dessen wurden 
redaktionelle Änderungen und Präzisierungen vorgenommen. Folgende Änderungen 
wurden vorgenommen, dabei werden betreffende Satzteile blau markiert:  

3. Schutzwürdigkeit 

Der Waldbereich ist insgesamt als strukturreich zu beschreiben. Hinzu kommt ein 
abwechslungsreiches Bodenrelief mit verschieden ausgerichteten, zu dem Bachtal 
geneigten, Hanglagen. Im Bereich der Kiefernforste befinden sich in der Kraut- und 
Strauchschicht Arten des Bodensauren Eichenwaldes (WQ) sowie Eichen in der 
Naturverjüngung. Hier ist eine Entwicklung hin zum LRT 9190 anzustreben.  

Anregung NLF: Die Standorte der NLF sind zum Großteil schwach mit Nährstoffen 
versorgt (2), so dass eine Etablierung des LRT 9190 („alte bodensaure 
Eichenmischwälder“) sich nur schwer umsetzen lassen dürfte. 
 
Bitte den Satz „Hier ist eine Entwicklung hin zum LRT 9190 anzustreben.“ streichen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Folgende Inhalte werden in der 
Begründung präzisiert:  
 
Im Bereich der Kiefernforste befinden 
sich in der Kraut- und Strauchschicht 
Arten des Bodensauren Eichenwaldes 
(WQ) sowie Eichen in der 
Naturverjüngung. Die örtlich natürlich 
verjüngten Eichen sollen vorrangig 
erhalten und gefördert werden. Zudem 
wäre darüber hinaus als 
unverbindlicher 
Entwicklungsvorschlag die 
Entwicklung hin zu einem 
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4. Gefährdungen und Schutzbedürftigkeit  

Das Gebiet wird aufgrund der integrierten intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
beeinträchtigt. Alle Waldbestände sind zudem durch Einbringung nicht 
standortheimischer Baum- und Straucharten und durch eine intensivere Nutzung 
(Wegeneubau, vermehrter Pflanzenschutzmitteleinsatz, Bodenschutzkalkungen, 
Kahlschlag) gefährdet.   
Die Grünlandflächen können hingegen durch weitere Intensivierungen wie z.B. 
Grünlandumwandlung oder die Beweidung mit hohen Viehdichten beeinträchtigt 
werden. Ebenso können die Grünlandflächen durch Nutzungsaufgabe gefährdet 
werden. Zum Schutz der genannten Flächen sind Regelungen zu der forst- und 
landwirtschaftlichen Nutzung erforderlich. 
 
Anregung NLF: Im Rahmen des §11 BWaldG und §11 NWaldLG sind alle Waldbesitzer 
(auch Privatwaldeigentümer) verpflichtet, ihren Wald ordnungsgemäß, insbesondere 
nachhaltig zu bewirtschaften und dabei zugleich der Schutz- und Erholungsfunktion 
des Waldes Rechnung zu tragen (ordnungsgemäße 
Forstwirtschaft). 
 
Insofern wird mit der vorliegenden Formulierung unterstellt, dass in diesem Gebiet 
Verstöße gegen diese Bewirtschaftung vorliegen.   

 

 

 

 

 

 

Bodensauren Eichenwald (WQ) 
anzustreben. 
 
Folgende Inhalte werden in der 
Begründung präzisiert:  
 
Das Gebiet wird aufgrund der 
integrierten intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung 
beeinträchtigt. Die Grünlandflächen 
können durch weitere 
Intensivierungen wie z.B. 
Grünlandumwandlung oder die 
Beweidung mit hohen Viehdichten 
beeinträchtigt werden. Ebenso können 
die Grünlandflächen durch 
Nutzungsaufgabe gefährdet werden. 
Die nur allgemein gehaltenen 
gesetzlichen Vorgaben an die 
ordnungsgemäße Forstwirtschaft sind 
nicht auf allen Waldflächen 
ausreichend, um einer 
Beeinträchtigung der jeweiligen 
Waldgesellschaft bzw. einzelner 
Tierarten zu gewährleisten. Die 
Grundsätze und Kennzeichen aus § 11 
NWaldLG sind nicht alle ohne 
weitergehende Konkretisierungen, z. 
B. in einer naturschutzrechtlichen 
Verordnung, unmittelbar gültig. 
Insbesondere im Privatwald wurde in 
der Begründung zum NWaldLG 
ausdrücklich darauf verzichtet, diese 
Kennzeichen wenigstens als 
Grundsätze zu kennzeichnen oder gar 
als unmittelbar vollziehbare Verbote 
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6.1. Schutzbestimmungen (Verbote)  

§ 3 Satz 2 Nr. 3 verbietet die Beseitigung und Beeinträchtigung von 
Landschaftselementen und anderen prägenden Gehölzen und Gehölzstrukturen. 
Diese linearen und punktförmigen Elemente wie z. B. Einzelbäume, Baumreihen 
oder naturnahe Gebüsche sind für die gesetzlich geforderte Biotopvernetzung 
gemäß § 21 Abs. 6 BNatSchG notwendig und daher zu erhalten. Fachgerechte 
Pflegemaßnahmen zur Verjüngung des Bestandes sind in der Zeit vom 01. Oktober 
bis 28. Februar des Folgejahres gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 9 erlaubt.  Unaufschiebbare 
Maßnahmen zur Herstellung der Verkehrssicherheit sind gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 10 
zulässig. Insoweit wird die Regelung des § 5a NNatSchG konkretisiert. 

Anregung NLF: Pflegemaßnahmen sind nicht nur zur Verjüngung von Beständen 
erforderlich, sondern auch zur Pflege und Entwicklung hiebsreifen Holzes. 

Sind diese „anderen“ Pflegemaßnahmen ohne den Zweck der Verjüngung von der 
Frist ausgenommen?! 

 Bezieht sich dieser Absatz auf Wald gem. gesetzlicher Definition? Wenn nein, 
dann bitte „Bestand“ durch „Gehölzen“ austauschen  

 

Gemäß § 3 Satz 2 Nr. 22 ist die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln untersagt. 
Jedoch können Pflanzenschutzmittel nach vorheriger Zustimmung der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde verwendet werden, sollte dies zur horstweisen 
Bekämpfung von Problemunkräutern aus naturschutzfachlicher Sicht erforderlich 
sein. Zudem sind Pflanzenschutzmitteln im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Landwirtschaft und nach den Vorgaben gemäß § 4 Abs. 5 auf den landwirtschaftlich 
genutzten Flächen gestattet. Zudem sind Pflanzenschutzmitteln im Rahmen der 

zu benennen. Zum Schutz der 
genannten Flächen sind daher 
Regelungen zu der forst- und 
landwirtschaftlichen Nutzung 
erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Klarstellung, wird die Begründung 
wie Folgt geändert: 
 
Fachgerechte Pflegemaßnahmen zur 
Verjüngung der Gehölze sind in der Zeit 
vom 01. Oktober bis 28. Februar des 
Folgejahres gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 9 
erlaubt. 
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ordnungsgemäßen Landwirtschaft und nach den Vorgaben gemäß § 4 Abs. 5 auf den 
landwirtschaftlich genutzten Flächen gestattet. 

Anregung NLF: Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist gemäß §11 (2) 
NWaldLG wie folgt geregelt: 

8. möglichst weitgehender Verzicht auf Pflanzenschutzmittel, Einsatz des integrierten 
Pflanzenschutzes, 

Hintergrund ist, dass Pflanzenschutzmittel in allererster Linie zum Erhalt des Waldes 
(Borkenkäferbekämpfung) dienen und allen voran immer der integrierte 
Pflanzenschutz das Mittel der ersten Wahl ist.  

Die Formulierung: „Im Rahmen ordnungsgemäßer Forstwirtschaft ist auf den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln gemäß §11 NWaldLG weitgehend zu verzichten, die 
Möglichkeiten des integrierten Pflanzenschutzes sind prioritär auszuschöpfen.“sollte 
hier entsprechend ergänzt werden. 

 

6.2. Zulässige Handlungen  
Zulässige Handlungen in Bezug auf die ordnungsgemäße Forstwirtschaft gemäß § 11 
NWaldLG 

Bei den Waldflächen, die keinem LRT zuzuordnen sind, aber dennoch 
naturschutzfachlich wertvoll sind und einen wichtigen Lebensraum darstellen, 
handelt es sich überwiegend um Kiefernwald und Eichenmischwald. Deshalb sind 
einige Vorgaben bezüglich der forstwirtschaftlichen Nutzung erforderlich. 

Anregung NLF: Besser: „Die Entwicklungsziele hierzu sind unter Punkt 3 beschrieben.“ 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorgeschlagene Formulierung wird in 
der Begründung ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
 
Da der Passus „Deshalb sind einige 
Vorgaben bezüglich der 
forstwirtschaftlichen Nutzung 
erforderlich.“ sinngemäß bereits in 
Punkt 4 Gefährdungen und 
Schutzbedürftigkeit aufgeführt wurde, 
wurde dieser in diesem Kapitel 
entfernt.  
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In dem geplanten LSG befindet sich der Großteil der Waldflächen im Eigentum der 
Anstalt Niedersächsische Landesforsten (NLF). Für die Bewirtschaftung dieser 
Flächen sind bestimmte Grundsätze der "Langfristigen ökologischen 
Waldentwicklung" (LÖWE+) gemäß Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz einzuhalten. 

Anregung NLF: Dies gilt für alle Waldflächen in Bewirtschaftung durch die NLF, 
unabhängig von einem Schutzstatus. 

explizite Erwähnung überflüssig. 

Alternative Formulierung: Für die Bewirtschaftung „gelten“ 

 

 

 

 

 

Die Holzentnahme ist boden- und bestandsschonend durchzuführen und auf den 
Zeitraum 01. August bis 28. Februar beschränkt, da störungsempfindliche Arten 
nicht durch forstwirtschaftliche Hiebsmaßnahmen während der Brut-, Setz- und 
Aufzuchtzeit beeinträchtigt werden sollen.  Im Einzelfall kann es in Kalamitätsfällen, 
aus Gründen der Bodenschonung (Trockenheit) oder tatsächlich fehlender 
Betroffenheit der Arten erforderlich bzw. geboten sein, schon früher mit der 
Holzentnahme zu beginnen. In diesem Fall ist es erforderlich, die Holzentnahme 
mindestens fünf Werktage vor Durchführung der zuständigen Naturschutzbehörde 
anzuzeigen (§ 4 Abs. 6 Nr. 1a). 

 

Da es sich nicht ausschließlich um 
Waldbereiche handelt, welche sich in 
Besitz der NLF befinden, wird hier eine 
Umformulierung anstatt einer 
Streichung vorgenommen. Folgende 
Formulierung wird in der Begründung 
ergänzt: In dem geplanten LSG 
befindet sich der Großteil der 
Waldflächen im Eigentum der Anstalt 
Niedersächsische Landesforsten (NLF). 
Für die Bewirtschaftung gelten die 
Grundsätze der "Langfristigen 
ökologischen Waldentwicklung" 
(LÖWE+) gemäß Erlass des 
Niedersächsischen Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

 

 

Bei der zeitlichen Beschränkung 
wurde sich an der Schnittperiode 
orientiert, die gemäß § 39 BNatSchG 
vom 01.10. bis zum 28.02. gilt. Die 
Brut- und Setzzeit ist nicht 
ausreichend, um Verstöße gegen § 44 
BNatSchG auszuschließen. 
Beispielsweise Zaunkönig und 
Grünfink brüten bis zu zweimal 
jährlich, so dass auch nach Ende der 
Brut- und Setzzeit noch Bruten 
stattfinden. Um den forstlichen 
Anforderungen an u. a. sehr feuchte 
Standorte gerecht zu werden, wurde 
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Anregungen NLF: Warum gehen Sie hier über die gesetzliche Vorgabe der Brut und 
Setzzeit hinaus? Bitte an die gesetzliche Vorgabe anpassen.  

z.B. als dynamische Formulierung: „Die Holzentnahme…. richtet sich nach der 
jeweilig geltenden gesetzlichen Vorgabe zur Brut- und Setzzeit in Niedersachsen.“ 

 

Totholz soll in den Wäldern in einem angemessenen Umfang stehen bzw. liegen 
gelassen werden, da es u. a. vielen Tierarten als Unterschlupf oder Lebensraum 
dient. Mit Totholz werden in der Forstwirtschaft abgestorbene Bäume oder 
Baumteile und deren Überreste bezeichnet, die mehr oder weniger fortgeschrittene 
Zerfallserscheinungen aufweisen. Es wird zwischen stehendem und liegendem 
Totholz unterschieden. Bäume, die aufgrund biotischer oder abiotischer Ursachen 
frisch abgestorben sind, fallen nicht unter die Definition des Totholzes.  Starkes 
Totholz hat einen Mindestdurchmesser von 50 cm bzw. 30 cm bei Birke und Erle und 
generell auf ungünstigen Standorten oder von 20 cm auf nährstoffarmen 
Moorböden (bei stehendem Totholz in Brusthöhe, bei liegendem am stärkeren Ende 
gemessen). Für die Mindestanforderung werden Stücke ab 3 m Länge gezählt. 
Bäume, die aufgrund biotischer oder abiotischer Ursachen frisch abgestorben sind, 
fallen nicht unter die Definition des Totholzes.  

Anregung NLF: Diese Formulierung erscheint wenig sinnvoll. Im forstfachlichen Sinne 
ist Totholz jeder abgestorbene Baum, da eine Differenzierung in „junges oder älteres 
Totholz“ nicht praxisnah ist. 

Unabhängig davon ist unstrittig, dass „altes“ Totholz aus naturschutzfachlicher Sicht 
wertvoller ist – aber jedes „alte“ Totholz fängt zwangsläufig als frisch abgestorbener 
Baum an….Streichen! 

Aus der Beschreibung lässt sich nicht entnehmen wie die Mindestanforderung lautet. 
Punkt 3 (Ziele) definiert den „Erhalt von Totholz, Altholz und Habitatbäumen“?! 

 

 

die zulässige Zeit um die Monate 
August und September erweitert.  

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Erklärung der NLF ist 
nachvollziehbar. Demnach wird 
betreffender Satz aus der Begründung 
entfernt.  

 

 

Folgende Ergänzung wird in der 
Begründung aufgeführt: Für die 
Mindestanforderung (§ 4 Abs. 6 Nr. 
1d) werden Stücke ab 3 m Länge 
gezählt.  
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Eine weitere Einschränkung zur ordnungsgemäßen forstwirtschaftlichen Nutzung ist, 
dass der forstwirtschaftlich notwendige Wegeneu- und -ausbau nur mit Zustimmung 
der Naturschutzbehörde erlaubt ist. Die vorhandenen Wege reichen grundsätzlich 
zur Beibehaltung der bisher ausgeübten forstwirtschaftlichen Nutzung aus. Die 
Einschränkung dient der Verhinderung einer naturschutzfachlich nicht 
wünschenswerten weiteren Intensivierung der forstwirtschaftlichen Nutzung und 
der Zerschneidung von bisher zusammenhängenden Waldbeständen. 

Anregungen NLF: Den gesamten Passus streichen.   

 

 

 

 

 

Folgende redaktionelle Anpassung 
wird vorgenommen:  

Eine weitere Einschränkung zur 
ordnungsgemäßen 
forstwirtschaftlichen Nutzung ist, dass 
der forstwirtschaftlich notwendige 
Wegeneu- und -ausbau nur mit 
Zustimmung der Naturschutzbehörde 
erlaubt ist. 

 

 

 


